
Antwort der Bundestagsfraktion der Linken auf Antrag 15: Erhöhung der Geringfügigkeitsgrenze stoppen 

Die Subventionierung haushaltsnaher Dienstleistungen, wie sie von der Regierung angekündigt wurden, 

sehen wir sehr kritisch. Ein Zuschuss von 40% soll Familien entlasten, die sich Hilfe beim Putzen, Kochen 

oder Pflegen von Angehörigen holen wollen. Nur – wer kann sich die übrigen 60% überhaupt leisten? 

Prekär Beschäftigte, Arbeitslose, viele Alleinerziehende bestimmt nicht. Und wer soll diese Arbeit dann 

tun? Natürlich werden das weit überwiegend Frauen sein: Über deren Arbeitsbedingungen und Lohn ist 

bisher noch nichts bekannt. Der Gedanke, allein die Bezahlung der Haus-, Sorge- und Pflegearbeit sei 

die Lösung, ist ein Irrweg. Vom Ampel-Feminismus werden Frauen profitieren, die es sich finanziell 

leisten können, indem sie die Arbeitskraft ärmerer, oft migrantischer Frauen nutzen. Entlastung gibt es 

für die, die es sich leisten können und nicht für die Alleinerziehende mit zwei Jobs und nicht für die ALG 

II - Bezieherin. Aufgabe der Linken ist es, diese Nebelkerze als das zu benennen, was sie ist – ein Projekt 

für die Besserverdienenden. 

 

Wir als Linke kämpfen für das Ende von prekären Arbeitsverhältnissen, für die Stärkung der Tarifbindung 

besonders in frauendominierten Berufen und den Ausbau von Kitas und einer voll finanzierten 

Pflegeinfrastruktur als Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge. Gewerkschaften, Elternverbände und 

Selbstorganisationen von Beschäftigten fordern die Rückführung von Gesundheits-, Pflege- und 

Bildungseinrichtungen in die öffentliche Hand. Stattdessen lassen die Pläne der Ampelregierung mehr 

Privatisierungen befürchten. Wir sagen: Es ist absurd die Grundbedingung unseres Lebens, Sorgearbeit, 

noch weiter als bisher der Profitlogik zu unterstellen. 

 

Die Situation von Frauen, die jetzt schon mit schlechten Arbeitsbedingungen zu kämpfen haben, bleibt 

gleichbleibend unbefriedigend: Sachgrundlose Befristung, Arbeit auf Abruf und Leiharbeit bleiben 

bestehen. Mini- und Midijobs werden sogar ausgebaut, indem die Verdienstgrenze auf 520 Euro 

angehoben wird. Für Unternehmen bedeutet das eine deutliche Entlastung, während es für noch mehr 

Beschäftigte Existenzunsicherheit und Altersarmut befürchten lässt. Arbeitszeiten können noch weiter 

flexibilisiert werden. Leiharbeit und sachgrundlose Befristungen, Mini- und Midijobs drücken auf die 

Löhne und schwächen die Sozialversicherung. Wir wollen diese Jobs möglichst in reguläre, voll sozial 

abgesicherte Arbeitsverhältnisse überführen. Stress und Überbelastung, während andere ohne Job 

dastehen – das muss nicht sein. Ab dem ersten Euro muss für Unternehmen außerdem eine volle Pflicht 

zur Sozialversicherung gelten. 


